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Bundesverwaltungsgericht erlaubt
&#039;Compact&#039;-Magazin

vorläufiges Weitermachen
Bundesverwaltungsgericht hebt vorläufig das Verbot des

&quot;Compact&quot;-Magazins auf, das als rechtsextrem
eingestuft wird.

Stand: 14.08.2024 15:02 Uhr

Die Entscheidung des Bundesverwaltungsgerichts zur teilweise
Aufhebung des „Compact“-Verbots hat für Diskussionen über die
Grenzen der Pressefreiheit und den Umgang mit extremistischen
Inhalten gesorgt. Während das Magazin „Compact“ eine Klage
eingereicht hatte, um das Verbot von Juli 2024 anzufechten,
wird nun über die Rolle der Medien in einer demokratischen
Gesellschaft diskutiert. 

Bedeutung des Eilverfahrens

Das Bundesverwaltungsgericht hat am Mittwoch in Leipzig
mitgeteilt, dass das Verbot des „Compact“-Magazins im
Eilverfahren bis zur endgültigen Klärung des
Hauptsacheverfahrens ausgesetzt wird. Diese Entscheidung ist
für die Compact-Magazin GmbH von Bedeutung, die sich um die
Veröffentlichung des Magazins kümmert. Der Ausgang des
Verfahrens könnte weitreichende Auswirkungen auf die
rechtliche Stellung von extremistischen Medien in Deutschland
haben. 

Kontroversen rund um das Verbot



Bundesinnenministerin Nancy Faeser (SPD) hatte das Magazin
mit der Begründung verboten, dass es ein „zentrales Sprachrohr
der rechtsextremistischen Szene“ darstelle. Juristen sind jedoch
skeptisch, ob das Verbot der verfassungsrechtlichen Prüfung
standhalten kann. Insbesondere wird die Verhältnismäßigkeit
des Verbots in Frage gestellt. Das Gericht thematisierte, dass im
Vorfeld mildere Maßnahmen wie presserechtliche Schritte in
Betracht gezogen werden sollten, bevor ein ganzes Medium
verboten wird. 

Zukunft unter Auflagen

Das Gericht stellte fest, dass die Interessen der Pressefreiheit
gegenüber dem öffentlichen Interesse an der Unterbindung
verfassungsfeindlicher Aktivitäten abzuwägen sind. „Compact“
darf unter bestimmten Auflagen weiterhin veröffentlichen, die
jedoch zu diesem Zeitpunkt noch nicht bekannt gegeben
wurden. Diese Entwicklung führt dazu, dass zahlreiche
Beobachter gespannt verfolgen, wie sich die rechtliche Lage des
Magazins weiterentwickeln wird. 

Einfluss auf die Gemeinschaft und den
Diskurs

Die Debatte um „Compact“ wirft grundlegende Fragen über die
Balance zwischen Meinungsfreiheit und der Bekämpfung
extremistischer Inhalte auf. Es bleibt abzuwarten, wie sich die
Berichterstattung und der öffentliche Diskurs in Deutschland
entwickeln, insbesondere in einem Klima, in dem die
Gesellschaft zunehmend polarisiert ist. Bürgerinnen und Bürger
sind darauf angewiesen, dass die rechtlichen
Rahmenbedingungen einem respektvollen und
verantwortungsbewussten Umgang mit der Freiheit der
Meinungsäußerung dienen. 

Insgesamt hat die Entscheidung des Bundesverwaltungsgerichts
nicht nur die unmittelbare Zukunft von „Compact“ betont,



sondern auch die Möglichkeit eröffnet, dass ähnliche Fälle in der
Zukunft vor Gericht verhandelt werden könnten, was die
Diskussion über Extremismus und Medienfreiheit neu entfacht.
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